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Basel will keine Schwulentherapien
Trotz Gegenwind aus Bern: Die Basler Regierung
hofft auf das baldige Aus von Konversionstherapien.

Küssen erlaubt: Ein Verbot soll Homosexuelle vor dubiosen Therapien schützen. Bild: Key/Boris Pejovic
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Melanie Honegger

Es war ein Affront, der
schweizweit für Schlagzeilen
sorgte: Die Baselbieter EVP-
Ständeratskandidatin Elisabeth
Augstburger sorgte im Juni mit
ihrer Bemerkung in der «Basler
Zeitung» über sogenannte
Konversionstherapien für Ho-
mosexuelle für Empörung. Die
Therapien verfolgen das Ziel,
Homo- zu Heterosexuellen
umzuerziehen. Eine Therapie
könne helfen, sofern der oder
die Betroffene das wolle, sagte
Augstburger damals. Für junge
Homosexuelle, die an solche
dubiosen Heiler gelangen, wer-
den die Therapien allerdings
meist zur Belastungsprobe. Be-
troffene sprechen von einem
enormen Druck, sich entgegen
den eigenen Gefühlen anders
verhalten zu müssen.

Inzwischen hat sich Augst-
burger von ihren damaligen
Aussagen distanziert. Dennoch
möchte der Kanton Basel-Stadt
jetzt genau gegen solche Ange-
bote vorgehen, die häufig im
freikirchlichen Umfeld zu fin-
den sind. In seiner Antwort auf
einen Vorstoss von SP-Grossrä-
tin Michela Seggiani schreibt
der Regierungsrat, er «setze
sich im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten für ein entsprechen-
des Verbot auf nationaler Ebe-
ne ein». Einem Verbot im Straf-
recht würde die Basler Regie-
rung eine «gesellschaftspoliti-
sche Signalwirkung» beimes-
sen. Stadtentwickler Lukas Ott
erklärt: «Ein Verbot würde den
Behörden den Auftrag geben,
solche Machenschaften zu
untersuchen, und es würde
Sanktionen ermöglichen, die es
heute nicht gibt.»

Trotz Kritik an Therapien:
Bundesrat will kein Verbot

Mit ihrem klaren Votum stellt
sich die Basler Regierung ge-
gen den Entscheid des Bundes-
rates, der erst vor einem Monat
eine Stellungnahme zum The-
ma veröffentlichte. «Ein Verbot
sogenannter <Therapien> ist
nicht möglich», schrieb die
Bundesregierung als Antwort
auf die Motion der Zürcher
«Ein Verbot
würde Sanktionen
ermöglichen, die es
heute nicht gibt.»

Lukas Ott
Leiter Stadtentwicklung

BDP-Nationalrätin Rosmarie
Quadranti, die ebendies for-
derte. Es bestünden auf Bun-
desebene keine bereichsspezi-
fischen Gesetzgebungen, in die
ein entsprechendes Verbot in-
tegriert werden könnte, wes-
halb er die Ablehnung der Mo-
tion beantrage. Die Abstim-
mung im Parlament steht noch
aus. Doch für Seggiani klar:
«Der Bundesrat sendet mit sei-
ner Stellungnahme das falsche
Signal aus.» Anders sehe es bei
der Basler Regierung aus, die
aktiv für Vielfalt einstehe.

Doch die Regierungsant-
wort aus Basel zeigt auch: Da
die ominösen Behandlungen
häufig im geschlossenen Rah-
men stattfinden, verfügt der
Kanton nicht über verlässliche

Daten. «Dass keine konkreten
Fälle bekannt sind, zeigt, dass
es hier ein Manko gibt», sagt
Seggiani. Gerade Zahlen und
Fakten seien aber nötig, um ge-
gen die Therapien vorzugehen.

Die Grossrätin hofft nun
auf die Annahme der Vorstösse
von Parteikollegin Sarah Wyss
und der ehemaligen Grünen-
Grossrätin Nora Bertschi. Die-
se fordern eine Statistik über
Aggressionen gegenüber sexu-
ellen Minderheiten und die
Schaffung einer Anlaufstelle
für Betroffene.

Basler Anlaufstelle ist
bereits in Planung
Trotz der Vorstösse wird Seg-
giani nun selbst aktiv. Gemein-
sam mit Johannes Sieber von
GayBasel will sie eine Anlauf-
stelle für sexuelle Minderhei-
ten schaffen. Sieber kennt die
Problematik aus seiner Arbeit
mit Betroffenen. Dass die se-
xuelle Orientierung nicht gege-
ben, sondern eine Wahl und
darum veränderbar sei, sei ein
Irrtum, der vielen schwierigen
Coming-outs zugrunde liege,
so Sieber. «Menschen mit un-
terschiedlichsten Biografien
melden sich bei GayBasel, auch
solche, die meinen, sich verän-
dern zu müssen und Versuche
in diese Richtung unternom-
men haben.» Mit ihrem Ange-
bot möchten Sieber und Seg-
giani vor allem sensibilisieren.
Noch befinden sie sich in der
Planungsphase des «Regenbo-
genbüros», ihre Räumlichkei-
ten haben sie aber bereits bezo-
gen. Und auch der Kanton
könnte sich künftige Aufklä-
rungskampagnen vorstellen.
Aktuell sei zwar noch nichts
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Konkretes geplant, da nicht
klar sei, wie künftig die recht-
lichen Grundlagen aussehen
würden, so Ott.

Sicher ist nur: Die Hoffnung
auf ein Verbot ist gross. Unter-
stützt wird das Anliegen selbst
von der Basler EVP. Diese äus-
sert sich eindeutig. Man distan-
ziere sich klar von Konversions-
therapien, sagt Präsidentin Bri-
gitte Gysin. «Ein Verbot wäre
zu begrüssen.»


